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Pränumeration auf die „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1878. 

Mit 1. Januar 1878 begann ein neues Abonnement auſ dieſe Zeitſchrift, der als Beilage die Erkenntuiſſe des k. k. Verwaltungs- 
gerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben werden. Nachdem die Entſcheidungen des k. k. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes einen fo beträchtlichen Umfang angenommen haben les dürften mindeſtens 30 Druckbogen derſelben im 
Jahre erſcheinen), find wir in die Nothwendigkeit verſetzt worden, den Pränumerationspreis für dieſelben von 1 fl. jähr- 
lich auf 2 fl. jährlich zu erhöhen. Es beträgt demnach für das Jahr 1878 das Jahres⸗Abonnement für die Zeitſchrift mit der Beilage 
der Erkenntuiſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. — 12 Mark, für die Zeitſchrift allein ohne die Beilage wie ſeither 4 fl. — 
8 Mark oder 1 fl. = 2 Mark pro Quartal. Um in der Zuſendung keine Unterbrechung eintreten laſſen zu müſſen, erlauben wir uns 
die Bitte um gef. rechtzeitige Erneuerung des Abonnements und zwar durch Poſtanweiſung. Dabei wolle ausdrücklich angegeben werden, ob 


das Blatt mit oder ohne Beilage „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ erwünſcht iſt. 


nhalt. 


und Feiertagen. — Frage der Gültigkeit 


Jagden an Sonn⸗ 
beziehungsweiſe Jagdkarten. Von 


ungariſcher Waffenpäjje, 
Dr. Erneſt Baron Exterde 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Frage, ob die Bereitung von Getränken durch Verdünnung und Verſetzung 
von Weingeiſt ſeitens eines Schänkers von verſüßten und unverſüßten geiſtigen 
Getränken als ein ſelbſtſtän diger Gewerbsbetrieb anzuſehen komme. 

Die Gewerbsbehörde iſt nicht berufen, allgemeine Anfragen über die Auslegung 
und Anwendung der Beſtimmungen der Gewerbeordnung zu beantworten. 

Zu 8 192 des Geſetzes vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. G. Bl. Die Gerichts⸗ 
behörden find zur Ahndung der fie in der ſchuldigen Achtung verletzenden 
Eingaben, wenn dieſelben beim kuk Juſtizminiſterium überreicht werden, 
nicht zuſtändig. 

Staatswiſſenſchaſtliche Bibliographie. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Jagden an Sonn- und Feiertagen. 


Frage der Giltigkeit ungariſcher Waffenpäſſe, 
beziehungsweiſe Iagdkarten. 
Von Dr. Erneſt Baron Exterde. 


Die k. k. niederöſterreichiſche Statthalterei hat während der letzt⸗ 
verfloſſenen Zeit zwei in jagdrechtlicher Beziehung intereſſante Er⸗ 
läſſe hinausgegeben, welche auch über das Kronland Niederöſterreich 
hinaus zu wirken geeignet erſcheinen, daher mitgetheilt werden. 


1 


Anläßlich der Republication der älteren jagdpolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften in den Jahren 1852 und 1853 wurde in einigen Kronlän⸗ 
dern, fo in Niederöſterreich und Steiermark“) verfügt, daß an Sonn⸗ 


) Vergl. für Steiermark: Statthalterei⸗Erlaß vom 28 Jänner 1853, L. G. B. 


II, Nr. 28, Punkt 18. 


und Feiertagen keine Treibjagden ſtattfinden dürfen Dieſe Verfügungen 
hatten im praktiſchen Leben ein eigenthümliches Schickſal. Sie wurden 
nämlich von einigen gar nicht beachtet. So iſt notoriſch, daß in der 
Umgebung von Wien allſonntäglich Wald⸗ und Feldtreiben (Stand⸗ 
und Keſſeltreiben) abgehalten wurden und daß ſich daran die Jagd⸗ 
luſtigen, angefangen vom geſetzten Univerſitätsprofeſſor bis zum fröhlichen 
Commis, betheiligten. Ja man kann ſagen, in der Umgebung von Wien 
geſchehen die Treibjagden vorzugsweiſe an Sonn: und Feiertagen. 
Aehnliche Erſcheinungen boten Steiermark und das flache Land von 
Niederöſterreich. Andererſeits gab es auch Viele, welche das geſetzliche 
Jagdverbot reſpectirten und au Sonn- und Feſttagen Treibjagden nicht 
veranſtalteten und nicht zuließen. Keinenſalls konnte man ſchlechthin 
und allgemein ſagen, es ſei die in Frage befangene geſetzliche Beſtim⸗ 
mung in desuetudinem gerathen. Eine ausdrückliche Aufhebung 
der letzteren endlich war auch nicht vor ſich gegangen. Dem Allen nach 
iſt es wohl zu begreifen und zu würdigen, wenn unlängſt eine nieder⸗ 
öſterreichiſche Bezirkshauptmannſchaft einem Jagdberechtigten das Treib⸗ 
jagen an Sonn- und Feſttagen unterſagte. 

Der betroffene Waidmann hat jedoch gegen das bezirksbehördliche 
Verbot recurrirt, und die niederöſterreichiſche Statthalterei hat mit Erlaß 
vom 23. November 1877, 3. 36.095, nachſtehende Entſcheidung 
emanirt: 

In Erwägung, daß das mit Statthalterei⸗Erlaß vom 27. De⸗ 
cember 1852, 3 45.482, L. G. Bl. Nr. 473, § 16, republicirte 
Verbot der Abhaltung von Kreis- und Treibjagden an Sonn⸗ und 
Feiertagen durch die Beſtimmungen des Geſetzes vom 25. Mai 1868, 
R. G. Bl Nr. 49, Art. 16) ſeine geſetzliche Beſchränkung erhalten 
hat, findet die Statthalterei der Beſchwerde des Jagdpächters der 
Gemeinde H. dahin Folge zu geben, daß gegen die Abhaltung von 
Kreis⸗ und Treibjagden an Sonn⸗ und Feiertagen gegen dem kein 
geſetzlicher Anſtand entgegenſteht, daß im Sinne des Alinea 2, 3 


) Alle dieſen Vorſchriften (in Anſehung der Feier⸗ und Feſttage) wider⸗ 
ſtreitenden Beſtimmungen der bisherigen Geſetze und Verordnungen, auf 
welcher Grundlage fie beruhen und in welcher Form ſie erlaſſen ſein mögen, 
ebenſo wie allfällige entgegenſtehende Geflogenheiten ſind, auch inſoferne ſie 
hier nicht ausdrücklich aufgehoben wurden, fernerhin nicht mehr zur An⸗ 
wendung zu bringen.“ 


6 


und 4 des Art. 130 des citirten Reichsgeſetzes (über die inter k. k. Finanzminiſterium gegen die ihm auferlegte Zahlung der Erwerb⸗ 


confeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger) und nach Analogie des 
Miniſterial⸗Erlaſſes vom 16 Juli 1868, 8. 1161 pracs., diesfalls 
au Feſttagen während des Gottesdienſtes in der Nähe der Gotteshäuſer 


Alles unterlaſſen werde, was eine Störung oder Beeinträchtigung zur 


Folge haben könnte. 
II. 


Eine andere niederöſterreichiſche Bezirkshauptmannſchaft fragte 
an, ob rückſichtlich des Königreiches Ungarn der 8 19 des Waffen⸗ 
patentes vom 24. October 1852 („Die Waffenpäſſe dienen zur Le⸗ 
gitimation auch außerhalb jenes Verwaltungsgebiets, für welchen ſie 
ausgeſtellt wurden. Ueberträgt aber der Waffenbeſitzer mit einem noch 
giltigen Waffenpaſſe ſeinen Wohnſitz in einen anderen Verwaltungs⸗ 
bezirk, ſo hat er binnen 6 Wochen den Waffenpaß bei der competenten 
Behörde des neuen Bezirkes vidiren zu laſſen.“) in Anwendung 
kommen dürfe., 

Die Statthalterei in Wien erledigte dieſe Anfrage lant Erlaſſes 
vom 27. November 1877, 3. 36.392, wie folgt: 

Der .. . wird bemerkt, daß die von ungariſchen Behörden 
ausgefertigten Waffenpäſſe, beziehungsweiſe Jagdkarten im Sinne des 
§ 19 des Waffenpatents vom 24. October 1852 in den im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Ländern nicht zur Legitimation Derjenigen, für welche 
ſie ausgeſtellt wurden, dienen können, weil Ungarn bezüglich der Gül⸗ 
tigkeit der dort ausgeſtellten zum Waſſentragen, beziehungsweiſe zum 
Jagen berechtigenden Legitimationen rückſichtlich der im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Kronländer als Ausland betrachtet werden muß. 

Es bleibt demnach der . . . . überlaſſen, den Bittſtellern, falls 
gegen ſie im Sinne des § 17 des citirten Geſetzes (wornach Waffen⸗ 
päſſe nur an unbedenkliche Perſonen ausgefertigt werden dürfen) kein 
Anſtand obwaltet, die angeſuchten Waffenpäſſe im dortigen Bezirke, 
beziehungsweiſe in den erwähnten Ländern auszufertigen. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Zur Frage, ob die Bereitung von Getränken durch Verdünnung 

und Verfetzung von Weingeiſt ſeitens eines Schänfers von vers 

ſüßten und unverſüßten geiſtigen Getränken als ein ſelbſtſtandiger 
Gewerbsbetrieb anzuſehen komme. 

Die Gewerbsbehörde iſt nicht berufen, allgemeine Anfragen über 
die Auslegung und Anwendung der Beſtimmungen der Gewerbe: 
ordnung zu beantworten. 

Franz P. in L., welcher von dem beſtandenen k. k. Bezirksamte 
L. unterm 7. Jänner 1864 die Conceſſion zum Ausſchanke verſüßter 
und unverſüßter geiſtiger Getränke in L. erhielt, erzeugte dieſe Getränke 
ſelbſt auf die Weiſe, daß er höhergradigen Spiritus mit Waſſer, 
ätheriſchen Oelen und nach Bedarf mit Zucker verſetzte. Die k. k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft L., welche gelegentlich einer Strafverhandlung 
gegen einen Gewerbsmann wegen unbefugter Erzeugung geiſtiger Ge⸗ 
tränke von dieſer Manipulation des Franz P. im Jahre 1875 Kennt⸗ 
niß erhielt, hat gegen Franz P. die Straſamtshandlung wegen un⸗ 
befugter Erzeugung geiſtiger Getränke eingeleitet und denſelben mit 
Erkenntniß vom 19. Juli 1875 nach $ 132 der Gew-Ord. zu einer 
Geldſtrafe von 15 fl. und dem Erwerbsſteuerpönale per 126 fl. ſowie 
zur Bezahlung der Erwerbsſteuer für die Jahre 1873, 1874 und 
1875 verurtheilt. 

Die Statthalterei hat im Recurswege das Erkenntniß der k. k. 
Bezirkshauptmaunſchaft unterm 5. September 1875 beſtätigt, die Geld⸗ 


ſteuer von der Erzeugung geiſtiger Getränke wurde 
Finanz⸗Landesdirection unterm 21. Jänner 1876 
zurückgewieſen. 

Mit der Eingabe vom 7. März 1876 hat ſich nun Franz P. 
an das Miniſterium des Innern mit der Bitte um die Entſcheidung 
gewendet, ob die Verdünnung von Spiritus im kalten Wege, d. i. mit 
Brunnwaſſer unter Hinzugabe von einigen Tropfen ätheriſcher Oele, 
ohne Benützung einer Werksvorrichtung oder eines Apparates bei einem 
conceſſionirten Schänker verfüßter und unverſüßter geiſtiger Getränke 
als ein ſelbſtſtändiger Gewerbsbetrieb anzuſehen und als ſolcher zu 
behandeln ſei, da bis nun noch keine diesſällige geſetzliche Beſtimmung 
erfloſſen ſei. 

Dieſe Eingabe wurde vom Miniſterium des Innern mit Erlaß 
vom 13. März 1876, 3 3200, der k. k. Statthalterei und von dieſer 
mit Erlaß vom 24. April 1876 dem k. k. Bezirkshauptmann in L. 
zur Amtshandlung übergeben. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft hat unterm 29. April 1876 


der k. k. 
unſtatthaft 


von 
als 


den Franz P. dahin verbeſchieden, daß die Verdünnung und Ver⸗ 
ſetzung des Weingeiſtes zu für den menſchlichen Genuß geeigneten 


Flüſſigkeiten im Sinne des Finanz⸗Landes-Präſidialerlaſſes vom 
15. März 1873, 8. 641, vom Standpunkte der Beſteuerung als eine 
eigene Gewerbsberechtigung anerkannt wurde. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat Franz P. den Recurs an die 
k. k. Statthalterei eingebracht, worin er anführte, daß in der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung die Verdünnung vou Spiritus mit reinem Waſſer 
vom Standpunkte der Beſteuerung, nicht aber von jenem der Gewerbe⸗ 
ordnung als eine eigene Gewerbsberechtigung erklärt wurde, der Be⸗ 
ſcheid ſich auf die Entſcheidung der k. k. Finanz⸗Landesdirection gründet, 
in Gewerbſachen aber nicht die Finanz- ſondern die politiſcheu Be⸗ 
hörden zu entſcheiden competent ſind; er bitte daher die Statthalterei 


um die Entſcheidung, in wie weit die Verdünnung von Spiritus mit 
kaltem Waſſer ohne jede anderweitige Werksvorrichtung von einem con⸗ 


ceſſionirten Branntweinſchänker vom Standpunkte der Gewerbeordnung 
als ſelbſtſtändiger Gewerbsbetrieb oder als bloße Geſchäftsmanipulation 
anzuſehen ſei. 

Franz P. behauptet unter Berufung auf § 29, 43 und 44 der 
Gewerbeordnung, daß er als concefjionivter Schänker berechtigt ſei, 
aus angekauftem ſtärkeren Branntwein (Alkohol) durch Verdünnung des- 
ſelben mit Waſſer und Hinzugabe einer gewiſſen Quantität ätheriſcher 
Oele das zum Ausſchanke nöthige Product ſich herzuſtellen, reſp. zu 
vervollkommnen. Es ſei auffallend. daß dieſe Manipulation beanſtändet 
werde, während eine gleiche Manipulation der Bierſchanker, welche 
ſtärkeres Bier mit Waſſer verſetzen, demſelben Zucker oder Zibeben bei⸗ 
mengen, um es mouſſirend zu machen, es in Flaſchen füllen und als 
ſogenanntes Plutzerbier abſetzen, nicht als ſelbſtſtändiger Gewerbsbetrieb 
erklärt wird; er bittet daher, die Statthalterei möge erkennen, daß die 
Verdünnung von⸗Spiritus mit reinem Brunnenwaſſer ohne Anwendung 
einer Werksvorrichtung bei einem conceſſionirten Schänker bloße Geſchäſts⸗ 


manipulation ſei. 


ſtrafe aber von 15 fl. auf 2 fl. ö. W. herabgeſetzt; ebenſo hat die 


k. k. Finanz ⸗Landesdirection den Recurs des Franz P. unterm 
15. October 1875 zurückgewieſen, das Erwerbſteuerpönale jedoch von 
126 fl. auf 10 fl. herabgeſetzt 

Die von Franz P. weiter überreichte Reviſionsbeſchwerde an das 


) An Sonntagen iſt während des Gottes dienſtes jede nicht Dringend noth⸗ 
wendige öffentliche Arbeit einzuſtellen. Ferner muß an Feſttagen während 
des Hauptgottesdienſtes in der Nähe des Gotteshauſes Alles unterlaſſen 


werden, was eine Störung oder Beeinträchtigung der Feier zur Folge haben 


könnte. Dasſelbe iſt bei den herkömmlichen feierlichen Proceſſionen zu 
beobachten. 


Die k. k. Statthalterei hat die k. k. Finanz⸗Landesdirection um 
ihre Wohlmeinung angeſucht, welche dieſelbe dahin abgab, daß der 
Branntweinſchänker nicht ohne beſondere Bewilligung zur Branntwein⸗ 
erzeugung als berechtigt angenommen werden könne, da der Umfang 
der Gewerbeberechtigung ſtrikte nach dem Gewerbsbefugniſſe zu be⸗ 
urtheilen ſei, was bezüglich der Beſteuerung in dem Exlaſſe des k. k. 
Finanzminiſteriums vom 17. November 1871, Z. 27.734 zum Aus⸗ 
drucke gelangte, in welchem beſtimmt wurde, daß Bierbräuer, wenn ſie 
neben der Erzeugung und dem Verſchleiße des Bieres in Gebünden 
auch den Bierſchank im Kleinen (an Gäſte) ausüben, hiefür abgeſondert 
der Ermerb- und Einkommenſteuer zu unterziehen find. Schließlich hat 
die Finanz⸗Landesdirection bemerkt, daß der Ausſchank von Branntwein 
ein conceſſionirtes, die Erzeugung desſelben jedoch ein freies Gewerbe 
ſei und daher auch aus dieſer Verſchiedenheit der Gewerbe die Be— 
rechtigung zu Letzterem nicht aus jener zum Ausſchanke beanſprucht 
| werden könne. 
| Die weiters von der k. k. Statthalterei um ihr Gutachten in 
dieſer Angelegenheit angegangene Handels- und Gewerbekammer äußerte 
ſich unterm 28. December 1876 nachſtehends: 

In früherer Zeit wurde Branntwein direct gezogen und deſſen 
Erzeugung hauptſächlich als landwirthſchaftliches Nebengewerbe betrieben. 


Seitdem fich dieſe Fabrication vervollkommnete, wurde Branntwein überhaupt 
nicht mehr dargeſtellt, ſoudern nur hochgradiger Spiritus fabricirt, der 
dann erſt beſonders rectificirt und zur Handelswaare umgeſtaltet wurde. 


Um gegenwärtig für menſchlichen Genuß geeigneten Branntwein her- 
zuſtellen, müſſe rectificirter Spiritus durch Verdünnung mit Waſſer in 


Branntwein umgewandelt werden. Würde dieſe Umgeſtaltung durch 
bloßen Waſſerzuguß ohne jede weitere Zuthat erfolgen, ſo könnte darin 
kein beſonderer Gewerbsbetrieb erblickt, ſondern es müßte dieſes als 
eine bloße Geſchäftsmanipulation angeſehen werden, in gleicher Weiſe als 
die Kaufleute Eſſigſprit kaufen und durch Waſſerzuguß verdünnen. Dies 
ſei jedoch nicht der Fall. Wenn Spiritus nämlich durch Waſſerzuguß 
auf weniger als 20° alter Scala oder 50 pCt. verdünnt wird, jo entſtehe 
eine Trübung, welche durch Klärmittel, z. B. Alaun, Hauſenblaſe, be 
hoben werden muß. Erſt das auf dieſe Weiſe erzielte Product ſei genieß⸗ 
barer Branntwein, welcher gewöhnlich nur 8°% bis 14 Spiritus enthält. 


Dieſe Behandlung des Spiritus könne als eine bloße Geſchäftsmani⸗ 


pulation nicht gelten, es ſei dies ein förmliches Gewerbeverfahren, zu 
dem die Branntweinſchänker um ſo weniger berechtigt ſeien, als ihnen 
nur der Ausſchank und der Detailhandel mit Branntwein zuſteht, dieſes 
Schank⸗ reſp. Handelsgewerbe aber ein bereits fertiges Product zur 
Vorausſetzung habe. Vollends müſſe aber denſelben das Recht abge⸗ 
ſprochen werden, den Branntwein mit Zucker und anderen Ingredienzien, 
z. B. ätheriſchen Oelen ꝛc. zu verſetzen, weil dadurch die Natur des Stoffes 
eine weſentliche Aenderung erleidet, indem ſowohl der Geſchmack und 
Geruch wie auch das äußere Anſehen des Produetes verändert wird, 
und dieſes Verfahren überdies beſondere Fachkenntniſſe vorausſetzt. Die 
Branntweinſchänker können ſich auf § 43 der Gew.⸗Ord. nicht berufen, 
weil dieſer Paragraph nur von dem Erzeugungsrechte handelt, alſo nur auf 
die eigentlichen, nicht aber auf die Handelsgewerbe Bezug hat. Sie können 
das Recht der Erzeugung von Branntwein eben ſo wenig in Anſpruch 
nehmen, als umgekehrt die Branntweinerzeuger zum Branntweinſchank 
berechtigt ſind, wenn ſie die diesfällige Conceſſion nicht erwirkt haben. 

Die k. k. Statthalterei hat unterm 10. Jänner 1877 über den 


Recurs des Franz P. erkannt, „daß auch vom gewerblichen Standpunkte 
die Verdünnung und Verſetzung des Weingeiſtes als eine eigene Ge⸗ 


werbsberechtigung angeſehen werden muß, indem durch dieſe Manipu⸗ 
lation die Natur des Stoffes eine weſentliche Aenderung erleidet und 
dieſes Verfahren überhaupt beſondere Fachkenntniß vorausſetzt. Recurrent 
kann ſich auf § 43 nicht berufen, weil dieſer Paragraph von dem Erzeu⸗ 
gungsrechte handelt, alſo nur auf die eigentlichen, nicht aber auf die 
Handelsgewerbe Bezug hat und ebenſowenig kann ein Branntweinſchänker 
das Recht der Erzeugung in Anſpruch nehmen, als ein Branntwein⸗ 


erzeuger zum Ausſchanke berechtigt iſt, wenn er die dießfällige Con⸗ | 


ceſſion nicht erwirkt hat.“ 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung hat Franz P. die Miniſterial⸗ 
berufung eingelegt, in der er widerſpricht, daß durch die Verdünnung 
des Spiritus mit Waſſer, durch Hinzuſetzung von ätheriſchen Oelen 
und Zucker die Natur des Stoffes verändert wird; es bleibe immer 
Branntwein; ebenſo widerſpricht er, daß zur Erzeugung von Brannt⸗ 
wein auf kaltem Wege beſondere Fachkenntniſſe nothwendig ſeien. 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 30. Auguſt 1877, | 


3 7615 Folgendes ausgeſprochen: 

„Das Miniſterium des Innern findet über die mit dem Berichte 
vom 24. Mai 1877 vorgelegte Beſchwerde des Franz P. den Beſcheid 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu L. vom 29. April 1876, mit 
welchem demſelben bedeutet worden iſt, daß die Verdünnung und Ver⸗ 
ſetzung des Weingeiſtes zu für den menfchlihen Genuß geeignete 
Flüſſigkeiten im Sinne des Erlaſſes der k. k. Finanz⸗Landesdirection in 
Prag vom 15. März 1873 vom Standpunkte der Beſteuerung als 


eine eigene Gewerbsberechtigung anerkannt worden iſt, und den Erlaß 
der Statthalterei vom 10. Jänner 1877, mit welchem ausgeſprochen 
daß auch vom gewerblichen Standpunkte die Verdünnung 


worden iſt, 
und Verſetzung des Weingeiſtes als eine eigene Gewerbsberechtigung 
angeſehen werden muß, aus der Rückſicht zu beheben, weil die Ge⸗ 
werbsbehörde nicht berufen iſt, allgemeine Anfragen über die Auslegung 
und Anwendung der Beſtimmungen der Gewerbeordnung zu beant⸗ 
worten und ſoweit es ſich um den den Beſchwerdeführer betreffenden 
ſpeciellen Fall handelt, derſelbe durch die abgeſchloſſene Strafamts⸗ 
handlung ſeine Erledigung geſunden hat.“ W. 
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Zu § 192 des Gefetzes vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. G. Bl. 
Die Gerichtsbehörden ſind zur Ahndung der ſie in der ſchuldig en 
Achtung verletzenden Eingaben, wenn dieſelben beim k. k. Juſtiz⸗ 

miniſterium überreicht werden, nicht zuſtändig. 


Ein Grundbuchsgeſuch war nicht nach Wunſch des Exhibenten vom 
k. k. L. G. in Krakau erledigt. Es wurde ein Recurs überreicht und 
gleichzeitig eine Eingabe an das k. k. Juſtizminiſterium gerichtet, in 
welcher die galiziſchen Gerichte im Allgemeinen und das L. G. in 
Krakau insbeſondere auf eine gemeine und gröbliche Art inſultirt wurden. 

Als die fragliche Eingabe im Inſtanzenzuge dem k. k. L. G. in 
Krakau zur Berichterſtattung zugeſchickt wurde, hat das L. G. den Ex⸗ 
hibenten für ſeine leidenſchaftlichen, die den Gerichten ſchuldige Achtung 
im hohen Grade verletzenden Ausfälle im Grunde der Vorſchriſt des 
8 192 des kaiſ. Pat. vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. G. Bl, zu einer 
Geldſtrafe von 200 fl. verurtheilt. 

Das O. L G. in Krakau unter Herabſetzung der Geldſtrafe auf 
100 fl. hat die l. g. Entſcheidung beſtätigt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
7. December 1876, 8. 14.292, beide untergerichtlichen Erkenntniſſe auf⸗ 
gehoben und den Exhibenten von der Verantwortung und Strafe los⸗ 
geſprochen, denn, wenn auch in den Redewendungen der incriminirten 
Eingabe eine Verletzung der den Gerichten ſchuldigen Achtung nicht zu 
verkennen iſt, ſo war doch das k. k. L. und O. L. G, da dieſe Eingabe 
nicht an dieſelben, ſondern an das k. k Juſtizminiſterium gerichtet war, 
zur Ahndung dieſer Verletzung nicht zuſtändig. Ger.⸗H. 
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